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4 3 3 . Zusatzabkommen zwischen der Republik Österreich und der Italienischen Republik zum
Haager Übereinkommen betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
sachen
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4 3 4 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über die
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse
(NR: GP XIV RV 232 AB 370 S. 37. BR: AB 1594 S. 357.)

4 3 5 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung von Guate-
mala über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

4 3 6 . Vereinbarung zwischen dem Minister für Verkehr und Wasserwirtschaft des Königreiches
der Niederlande und dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich gemäß Randnummer 10.602 der Anlage B des ADR

433.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Z U S A T Z A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Italienischen Republik zum Haager Über-
einkommen vom 1. März 1954 betreffend
das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Italienischen Republik
sind in dem Wunsch, in den Beziehungen zwi-
schen den beiden Staaten die Anwendung des
Haager Übereinkommens vom 1. März 1954 be-
treffend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
sachen zu erleichtern, übereingekommen, ein Zu-
satzabkommen zu schließen.

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt

der Bundespräsident der Republik Österreich:

Dr. Erich B i e l k a , Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten,

der Präsident der Italienischen Republik:

Dr. Andrea C a g i a t i , Botschafter der Italie-
nischen Republik in Österreich,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:.
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Artikel 1

Die Angehörigen jedes der beiden Staaten ge-
nießen auf dem Gebiet des anderen Staates hin-
sichtlich des Rechtsschutzes ihrer Person und
ihres Vermögens die gleiche Behandlung wie die
Angehörigen dieses Staates. Sie haben zu diesem
Zweck freien Zutritt zu den Gerichten und kön-
nen vor diesen unter den gleichen Bedingungen
und in der gleichen Weise wie die Angehörigen
des anderen Staates auftreten.

Artikel 2

Treten Angehörige eines der beiden Staaten
im Gebiet des anderen vor Gericht auf, so darf
ihnen wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder
deswegen, weil sie keinen Wohnsitz oder Aufent-
halt im Gebiet des Staates haben, in dem das
Verfahren stattfindet, eine Sicherheitsleistung
oder Hinterlegung, unter welcher Benennung es
auch sei, nicht auferlegt werden.

Artikel 3

(1) Jeder der beiden Staaten räumt den juri-
stischen Personen, die er als Angehörige des an-
deren Staates ansieht, die gleiche Behandlung ein,
die in den Artikeln 1 und 2 für die Angehörigen
des anderen Staates vorgesehen ist.

(2) Der Absatz 1 ist auch auf Gesellschaften an-
zuwenden, die nach dem Recht des Staates, dem
sie angehören, vor Gericht auftreten können,
ohne Rechtspersönlichkeit zu besitzen.

Artikel 4

(1) Die Ersuchen um Zustellung gerichtlicher
oder außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und
Handelssachen und die Mitteilungen über die Er-
ledigung solcher Ersuchen können von den Ge-
richten des einen Staates den Gerichten des an-
deren Staates unmittelbar übersandt werden. Die
Ersuchen sind an das für den Ort, an dem die
Zustellung durchgeführt werden soll, zuständige
Bezirksgericht (pretura) zu richten.

(2) Die Ersuchen, die zuzustellenden Schrift-
stücke und die Mitteilungen über die Erledigung
können in der Sprache des Staates abgefaßt sein,
von dessen Gericht sie ausgehen.

(3) Die Richtigkeit der im Artikel 3 des Haager
Übereinkommens vom 1. März 1954 vorge-
sehenen Übersetzung kann auch von einem be-
eideten Dolmetsch des ersuchenden Staates be-
stätigt sein.

Artikel 5

Die beiden Staaten widersprechen nicht der Zu-
stellung der im Artikel 4 Absatz 1 bezeichneten
Schriftstücke durch die diplomatischen oder kon-
sularischen Vertreter oder unmittelbar durch die
Post.
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Artikel 6

(1) Die Rechtshilfeersuchen in Zivil- und Han-
delssachen sowie die Mitteilungen über die Er-
ledigung solcher Ersuchen können von den Ge-
richten des einen Staates den Gerichten des an-
deren Staates unmittelbar übersandt werden. Die
Ersuchen sind an das für den Ort, an dem die
Rechtshilfehandlung durchgeführt werden soll,
zuständige Bezirksgericht (pretura) zu richten.

(2) Die Rechtshilfeersuchen und die Mitteilun-
gen über die Erledigung können in der Sprache
des Staates abgefaßt werden, von dessen Gerich-
ten sie ausgehen.

Artikel 7

Der Artikel 6 schließt nicht aus, daß jeder der
beiden Staaten die Rechtshilfeersuchen durch seine
eigenen diplomatischen oder konsularischen Ver-
treter erledigen läßt, sofern es sich um die Auf-
nahme von Erklärungen seiner eigenen Staats-
angehörigen handelt. Im Zweifelsfall bestimmt
sich die Staatsangehörigkeit der Person, deren
Erklärung aufgenommen werden soll, nach dem
Recht des Staates, auf dessen Gebiet das Rechts-
hilfeersuchen zu erledigen ist.

Artikel 8

Im Fall der Unzuständigkeit der ersuchten
Behörde hat diese das Rechtshilfeersuchen unter
Beachtung der für sie geltenden Rechtsvorschrif-
ten von Amts wegen an die zuständige Behörde
desselben Staates abzutreten.

Artikel 9

Die ausschließliche Zuständigkeit der Gerichte
des ersuchten Staates begründet nicht die Ab-
lehnung der Zustellung gerichtlicher und außer-
gerichtlicher Schriftstücke und der Erledigung
von Rechtshilfeersuchen, die sich auf in diese
Zuständigkeit fallende Angelegenheiten be-
ziehen.

Artikel 10

Die ersuchende Behörde ist rechtzeitig von
Zeit und Ort der durchzuführenden Rechtshilfe-
handlung zu benachrichtigen. Diese Verstän-
digung ist unmittelbar an die ersuchende Be-
hörde zu übersenden.

Artikel 11

Die Begehren um Vollstreckbarerklärung der
Prozeßkostenentscheidungen nach Artikel 18 des
Haager Übereinkommens vom 1. März 1954
können von den beteiligten Parteien unmittel-
bar bei dem zuständigen Gericht gestellt werden.
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Artikel 12

Für die Anwendung des Artikels 19 zweiter
und dritter Absatz des Haager Übereinkommens
vom 1. März 1954

1. sind vorzulegen:

a) wenn die Entscheidung in Italien gefällt
worden ist, eine Bestätigung der Ge-
richtskanzlei (cancelliere), daß die Ent-
scheidung mangels Anfechtung oder in-
folge Ab- oder Zurückweisung eines
Rechtsmittels in Rechtskraft erwachsen
ist;

b) wenn die Entscheidung in Österreich ge-
fällt worden ist, eine Bestätigung des
Gerichts, das in erster Instanz entschie-
den hat, darüber, daß die Entscheidung
in Rechtskraft erwachsen ist;

2. muß die Zuständigkeit der Behörde, die die
in der Ziffer 1 bezeichnete Bestätigung aus-
stellt, nicht von einer anderen Behörde be-
stätigt sein;

3. kann die Richtigkeit der Übersetzung des
Spruchs der Entscheidung sowie der in der
Ziffer 1 bezeichneten Bestätigung in die
Sprache der ersuchten Behörde auch von
einem beeideten Dolmetsch des ersuchenden
Staates bestätigt sein.

Artikel 13

Die Justizministerien der beiden Staaten wer-
den einander in Zivil- und Handelssachen auf
Ersuchen Auskünfte über Rechtsvorschriften er-
teilen, die in ihrem Staat in Kraft stehen oder
gestanden sind.

Artikel 14

(1) Öffentlichen Urkunden, die in einem der
beiden Staaten von einem Gericht, einer Ver-
waltungsbehörde oder einem öffentlichen Notar
ausgestellt und mit dem Amtssiegel versehen
sind, kommt im anderen Staat hinsichtlich ihrer
Echtheit die gleiche Rechtswirksamkeit zu wie
den dort ausgestellten öffentlichen Urkunden,
ohne daß eine weitere Beglaubigung oder gleich-
artige Förmlichkeit nötig wäre.

(2) Auch für Privaturkunden, die in einem
Staat ausgestellt und deren Echtheit dort von
einem Gericht, einer Verwaltungsbehörde oder
einem öffentlichen Notar bestätigt ist, ist im
anderen Staat keine weitere Beglaubigung oder
gleichartige Förmlichkeit erforderlich.
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Artikel 15

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ab-
kommens tritt der Rechtshilfevertrag vom
6. April 1922 zwischen Österreich und Italien,
soweit er Zivil- und Handelssachen betrifft, außer
Kraft.

Artikel 16

Jede Meinungsverschiedenheit hinsichtlich der
Auslegung oder der Anwendung dieses Abkom-
mens, die zwischen den beiden Staaten entstehen
könnte, ist auf diplomatischem Weg beizulegen.

Artikel 17

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden werden in Rom ausge-
tauscht.

(2) Das Abkommen tritt drei Monate nach
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft.

(3) Jeder der beiden Staaten kann das Abkom-
men durch schriftliche Notifikation kündigen.
Die Kündigung wird sechs Monate nach dem
Zeitpunkt wirksam, an dem sie dem anderen
Staat notifiziert worden ist.

(4) Das Abkommen tritt außer Kraft, wenn
das Haager Übereinkommen vom 1. März 1954
betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
sachen zwischen den beiden Staaten außer Kraft
tritt.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Wien, am 30. Juni 1975 in
zweifacher Urschrift in deutscher und italie-
nischer Sprache, wobei beide Wortlaute gleicher-
maßen verbindlich sind.

Für den Bundespräsidenten der Republik
Österreich:

E. Bielka m. p.

Für den Präsidenten der Italienischen Republik:

Andrea Cagiati m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 11. Juli 1977 ausgetauscht; das Zusatzabkommen tritt gemäß seinem Art. 17
Abs. 2 am 11. Oktober 1977 in Kraft.

Kreisky
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434.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

zwischen der Republik Österreich und dem
Fürstentum Liechtenstein über die Gleich-

wertigkeit der Reifezeugnisse

Die Republik Österreich und das Fürstentum
Liechtenstein,

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit
zwischen den beiden Staaten auf dem Gebiete
der Universitäten zu vertiefen,

sind übereingekommen, das nachstehende Ab-
kommen abzuschließen.

Zu diesem Zwecke haben zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Erich Bielka, Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst von
und zu Liechtenstein:

Herrn Dr. Walter Kieber, Regierungschef des
Fürstentums Liechtenstein

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:

Artikel 1

(1) Die Republik Österreich erkennt für die
Zulassung zu den österreichischen Universitäten
die Gleichwertigkeit der am Liechtensteinischen
Gymnasium erworbenen Maturitätszeugnisse des
Matura-Typus B mit den in Österreich erwor-
benen Reifezeugnissen eines Neusprachlichen
Gymnasiums an.

(2) Die liechtensteinischen Maturitätszeugnisse
werden gleichzeitig als Nachweis dafür aner-
kannt, daß der Inhaber die deutsche Sprache in
einem zum Studium in Österreich ausreichenden
Maße beherrscht.

(3) Liechtensteinische Studierende haben das
Recht, in Österreich die Lehramtsprüfung für
höhere Schulen abzulegen.

(4) Liechtensteinische Studierende sind öster-
reichischen Staatsbürgern gemäß § 10 des öster-
reichischen Hochschul-Taxengesetzes 1972, öster-
reichisches Bundesgesetzblatt Nr. 76/1972, gleich-
gestellt.

(5) Der § 7 Absatz 6 2. Satz des österreichi-
schen Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
österreichisches Bundesgesetzblatt Nr. 177/1966,
wird auf liechtensteinische Bewerber um die
Immatrikulation nicht angewandt.

Artikel 2

Für die Beratung aller Fragen, die sich aus der
Anerkennung der Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse für die Zulassung zu den österreichi-
schen Universitäten ergeben, oder sonstiger Pro-
bleme des Universitätsstudiums, wird eine
Gemischte Expertenkommission eingesetzt wer-
den, die aus je bis zu drei von jeder der beiden
Vertragschließenden Parteien zu ernennenden
Mitgliedern bestehen wird. Jede der Vertrag-
schließenden Parteien kann Berater beiziehen.
Die Liste der Mitglieder wird der anderen Ver-
tragschließenden Partei auf diplomatischem Wege
übermittelt werden. Die Gemischte Experten-
kommission wird jeweils auf Wunsch einer der
Vertragschließenden Parteien zusammentreten.
Der Tagungsort wird jeweils vereinbart werden.

Artikel 3

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation und
tritt zwei Monate nach dem Austausch der
Ratifikationsurkunden, der in Vaduz stattfinden
wird, in Kraft.

Artikel 4

Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte
Dauer abgeschlossen. Es kann jederzeit von einer
der Vertragschließenden Parteien schriftlich auf
diplomatischem Wege gekündigt werden. Die
Kündigung tritt ein Jahr nach Einlangen der
Notifikation bei der anderen Vertragschließenden
Partei in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten Be-
vollmächtigten das vorliegende Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 14. Jänner 1976 in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

E. Bielka m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:

W. Kieber m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 4. Juli 1977 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 3 am
4. September 1977 in Kraft.

Kreisky
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435.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER RE-
GIERUNG VON GUATEMALA ÜBER
DIE AUFHEBUNG DER SICHTVER-

MERKSPFLICHT

ARTIKEL 1

Guatemaltekische Staatsangehörige, die im Be-
sitze eines gültigen guatemaltekischen Diplo-
maten-, Dienst- oder gewöhnlichen Reisepasses
sind, dürfen sichtvermerksfrei in das Hoheits-
gebiet der Republik Österreich einreisen.

ARTIKEL 2

Österreichische Staatsbürger, die im Besitze
eines gültigen österreichischen Diplomaten-,
Dienst- oder gewöhnlichen Reisepasses sind,
dürfen sichtvermenksfrei über die für diesen
Zweck eingerichteten offiziellen Grenzstellen in
das Hoheitsgebiet der Republik Guatemala ein-
reisen und aus diesem sichtvermerksfrei aus-
reisen.

ARTIKEL 3

(1) Inhaber gültiger gewöhnlicher österreichi-
scher oder guatemaltekischer Reisepässe dürfen
sich drei Monate im Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates aufhalten, sofern sie während
ihres Aufenthaltes keiner Erwerbszwecken
dienenden Beschäftigung nachgehen. Für die
Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder für einen
drei Monate übersteigenden Aufenthalt im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ist ein
Sichtvermerk erforderlich.

(2) Dieses Abkommen läßt sonstige inner-
staatliche Rechtsvorschriften hinsichtlich der Ein-
reise, des Aufenthaltes und der Arbeitsaufnahme
unberührt.

ARTIKEL 4

(1) Inhaber gültiger österreichischer oder
guatemaltekischer Diplomaten- oder Dienstpässe
dürfen sich sechs Monate im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates aufhalten.

(2) Inhaber gültiger österreichischer oder
guatemaltekischer Diplomaten- oder Dienstpässe,
die als Mitglieder einer diplomatischen Mission
oder einer konsularischen Vertretung eines Ver-
tragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des anderen
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Vertragsstaates angehören oder Vertreter eines
Vertragsstaates bei einer internationalen Organi-
sation, die ihren Sitz auf dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates hat, sind oder einer
solchen Organisation als Beamte angehören sowie
ihre dieselbe Staatsangehörigkeit besitzenden und
im gemeinsamen Haushalt lebenden Familien-
angehörigen, wenn diese Inhaber eines gültigen
Diplomaten-, Dienst- oder gewöhnlichen Reise-
passes sind, dürfen sich auf die Dauer der Dienst-
verwendung auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates aufhalten.

ARTIKEL 5

(1) Die zuständigen Behörden eines jeden
Vertragsstaates behalten sich das Recht vor,
Staatsangehörigen des anderen Vertragsstaates,
die sie als unerwünscht ansehen, die Einreise in
ihr Land oder die Durchreise durch ihr Land
zu verweigern.

(2) Jeder der beiden Vertragsstaaten ist ver-
pflichtet, jene Personen wieder aufzunehmen, die
aus dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates kommen und sich dort nach den Bestim-
mungen dieses Abkommens aufgehalten haben.

ARTIKEL 6

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
Gründen der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit und zum Schutz der Gesundheit die An-
wendung dieses Abkommens, jedoch mit Aus-
nahme des Artikels 5 Abs. 2, vorübergehend
ganz oder teilweise aussetzen. Die Einführung
und Aufhebung dieser Maßnahme sind dem
anderen Vertragsstaat unverzüglich schriftlich
auf dem diplomatischen Wege mitzuteilen.

ARTIKEL 7

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann das
Abkommen jederzeit kündigen. Die Kündigung
ist dem anderen Vertragsstaat schriftlich auf
dem diplomatischen Wege mitzuteilen und wird
sechzig Tage nach ihrem Einlangen wirksam.

ARTIKEL 8

Das Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die Öster-
reichische Bundesregierung und die Regierung
von Guatemala einander mitgeteilt haben, daß
die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für den
Abschluß (dieses Abkommens erfüllt sind.

GESCHEHEN zu Guatemala, am 4. Mai 1976,
in zweifacher Urschrift in deutscher und
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spanischer Sprache, wobei jeder dieser Texte
gleichermaßen authentisch ist.

ZU URKUND dessen haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet und
mit Siegeln versehen.

Für die
Österreichische Bundesregierung :

Dr. Eugen Buresch m. p.

Für die
Regierung von Guatemala:

Adolfo Molina m. p.

Das vorstehende Abkommen tritt, nachdem die in Art. 8 vorgesehenen Mitteilungen am
22. Juli 1977 ausgetauscht wurden, am 20. September 1977 in Kraft.

Kreisky

436.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Minister für Verkehr und
Wasserwirtschaft des Königreiches der
Niederlande und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich gemäß
Randnummer 10.602 der Anlage B des ADR

1. Abweichend von den Bestimmungen der
Randnummer 61.121 (41.121) dürfen die
nachfolgend angeführten Stoffe

unter folgenden Bedingungen in Tankwagen
befördert werden.

2. Die Vorschriften der Abschnitte I und II
und darüberhinaus die besonderen Vor-
schriften für die Klasse 6.1 (IV a) des An-
hangs B.1 sind einzuhalten.

3. Die Tanks müssen aus rostfreiem Stahl her-
gestellt sein (316) und eine Wanddicke von
mindestens 3 mm aufweisen.
Die Tanks müssen gegen seitliche Stöße
ausreichend geschützt sein, z. B. durch
Längsträger, die die beiden Längsseiten in
der Höhe der Tankmittellinie schützen
und ein Widerstandsmoment von minde-
stens 5 cm3 haben.
Auf seitliche Stoßstangen kann verzichtet
werden, wenn die Tanks mit einer minde-
stens 50 mm starken Feststoffzwischenschicht
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versehen sind und diese von einer äußeren
Hülle aus mindestens 0,5 mm starkem Stahl-
blech oder mindestens 2 mm starkem glas-
faserverstärkten Kunststoff umgeben ist.

4. Die Tanks mit Untenentleerung sind unter
der Bedingung zugelassen, daß die Entlee-
rungsvorrichtungen den Vorschriften der
Randnummer 212.301 des Anhangs B 1 b
entsprechen.

5. Die Tankfahrzeuge müssen gegen Stöße
von hinten durch eine in der Höhe der
unteren Kante des Tanks angebrachte Stoß-
stange geschützt sein, die den Tank um
mindestens 100 mm überragt und ein Wi-
derstandsmoment von mindestens 20 cm3

aufweist.

6. Die Stutzen dürfen die Scheitelhöhe oder
den Mannlochdeckel nicht um mehr als
150 mm überragen. Andernfalls muß der
Tank im Scheitelbereich durch einen Über-
rollbügel geschützt sein.

7. Die Tanks dürfen nur bis zu 95°/o ihres
Fassungsraumes gefüllt werden.

8. Die entsprechend dem Anhang B.3 abge-
faßte Zulassungsbescheinigung muß be-
stätigen, daß das Tankfahrzeug zur Beförde-
rung der unter 1. angeführten Stoffe zu-
gelassen ist und den technischen Anforde-
rungen dieser Vereinbarung entspricht.

9. Der Absender hat im Beförderungspapier
zusätzlich anzugeben:

„Beförderung vereinbart nach Randnummer
10.602 des ADR".

10. Diese Vereinbarung gilt für Transporte zwi-
schen den Niederlanden und Österreich mit
Tankfahrzeugen, die vor dem Inkrafttreten
der neuen Vorschriften für Tankfahrzeuge
(1. Oktober 1978) gebaut wurden, und endet
am 31. Dezember 1980.

Den Haag, am 20. Dezember 1976

Die zuständige Behörde
der Niederlande:

A. H. Rijnberg m. p.

Wien, 1977 07 08

Für den Bundesminister für Verkehr
der Republik Österreich :

Hehenberger m. p.

Kreisky


